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VORSCHLÄGE
[bookmark: DocEPTmp][bookmark: DocEPTmp2]Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
[bookmark: restart]A.	in der Erwägung, dass Staatenlose – Schätzungen zufolge sind 10–15 Millionen Menschen staatenlos, jedoch nur 3,5 Millionen werden in den UNHCR-Statistiken geführt – weltweit ungleich verteilt sind; in der Erwägung, dass fünf der zwanzig Staaten, die über 10 000 gemeldete Staatenlose aufgenommen haben, in Süd- und Südostasien liegen;
B.	in der Erwägung, dass die Staatenlosigkeit verheerende Konsequenzen für die Menschenrechte – darunter die bürgerlichen, politischen und wirtschaftlichen Rechte –, die Entwicklung und die internationale Stabilität sowie wichtige Auswirkungen auf die Bürgerpflichten und den Zugang zu Land und Eigentum, sozialer Sicherheit und Dienstleistungen, etwa Gesundheitsversorgung und Bildung, nach sich zieht und den sozialen Status der Menschen schwächt; in der Erwägung, dass die Entwicklungsaussichten der betroffenen Bevölkerungsgruppen und die wirksame Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung durch die Staatenlosigkeit untergraben werden;
C.	in der Erwägung, dass das komplexe Problem der Staatenlosigkeit im internationalen Recht und in der internationalen Politik weiterhin äußerst marginal behandelt wird, obgleich es sich dabei nicht um ein Randthema handelt;
1.	hebt die Zusammenhänge zwischen Staatenlosigkeit sowie sozialer und wirtschaftlicher Anfälligkeit hervor; fordert die Regierungen in den Entwicklungsländern nachdrücklich auf, die Verweigerung, den Verlust oder den Entzug der Staatsangehörigkeit aus Gründen der Diskriminierung zu unterbinden, ein gerechtes Staatsangehörigkeitsrecht zu verabschieden und zugängliche, erschwingliche und diskriminierungsfreie Verfahren zur Dokumentation der Staatsangehörigkeit umzusetzen;
2.	begrüßt die Annahme des Ziels für nachhaltige Entwicklung 16.9, in dem vorgesehen ist, dass alle Personen mit einem Rechtsstatus versehen und alle Geburten beurkundet werden sollten; bedauert allerdings, dass Staatenlosigkeit in der Agenda 2030 weder als Grund für Diskriminierung noch als Ziel der Armutsreduzierung ausdrücklich erwähnt wird; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, zu erwägen, die Indikatoren für Staatenlosigkeit bei der Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung in ihre Mechanismen zur Überwachung und Berichterstattung aufzunehmen;
3.	fordert die Regierungen Brunei Darussalams, Malaysias und Nepals auf, gegen die in ihrem Staatsangehörigkeitsrecht bestehenden Formen der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts vorzugehen und das Recht von Kindern auf Staatsangehörigkeit zu fördern;
4.	nimmt die Verbindung zwischen Staatenlosigkeit und Zwangsumsiedlung, insbesondere in Konfliktregionen, zur Kenntnis; weist darauf hin, dass es sich bei mindestens 1,5 Millionen Staatenlosen in der Welt um Flüchtlinge oder ehemalige Flüchtlinge handelt, darunter viele junge Frauen und Mädchen;
[bookmark: _GoBack]5.	weist darauf hin, dass die Staatenlosigkeit in der Welt kartografisch weitgehend nicht abgebildet ist und untererfasst wird und dass den vorhandenen Daten unterschiedliche Definitionen zugrundeliegen; fordert die internationale Gemeinschaft mit Nachdruck auf, eine einheitliche Definition anzunehmen und die Lücken bei der Datenerfassung für die Bemessung der Staatenlosigkeit in Entwicklungsländern zu beheben, insbesondere indem die Behörden vor Ort dabei unterstützt werden, geeignete Methoden einzuführen, um die Anzahl der Staatenlosen zu bestimmen bzw. um Staatenlose zu identifizieren und zu registrieren sowie um die Statistikkapazitäten der Behörden zu verbessern;
6.	fordert die Kommission auf, den Austausch bewährter Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten einzuleiten, fördert die aktive Koordinierung der für Staatenlosigkeit zuständigen nationalen Kontaktstellen und begrüßt die Kampagne „#I Belong“;
7.	fordert die Mitgliedstaaten auf, staatenlosen Migranten einen Schutzstatus zu gewähren;
8.	begrüßt die Unterstützung der EU für Staatenlose in Süd- und Südostasien im Rahmen verschiedener Instrumente und legt der Union nahe, ihre Anstrengungen fortzusetzen, um – als integraler Bestandteil ihrer Programme zur Entwicklungszusammenarbeit und im weiteren Sinne ihres auswärtigen Handelns – den Auswirkungen der Staatenlosigkeit auf Entwicklung, Frieden und Stabilität entgegenzuwirken.

[bookmark: ProcPageAD]
ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG
IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS
	Datum der Annahme
	25.1.2017
	
	
	

	Ergebnis der Schlussabstimmung
	+:
–:
0:
	19
0
2

	Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung anwesende Mitglieder
	Doru-Claudian Frunzulică, Enrique Guerrero Salom, Heidi Hautala, Maria Heubuch, György Hölvényi, Stelios Kouloglou, Arne Lietz, Linda McAvan, Norbert Neuser, Maurice Ponga, Cristian Dan Preda, Lola Sánchez Caldentey, Elly Schlein, Eleni Theocharous, Paavo Väyrynen, Bogdan Brunon Wenta, Anna Záborská, Joachim Zeller

	Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung anwesende Stellvertreter
	Agustín Díaz de Mera García Consuegra, Adam Szejnfeld, Jan Zahradil



<PathFdR>AD\1114792DE.docx</PathFdR>		PE<NoPE>593.897</NoPE><Version>v02-00</Version>
DE	In Vielfalt geeint	DE
PE<NoPE>593.897</NoPE><Version>v02-00</Version>	4/5	<PathFdR>AD\1114792DE.docx</PathFdR>
DE
<PathFdR>AD\1114792DE.docx</PathFdR>	3/5	PE<NoPE>593.897</NoPE><Version>v02-00</Version>
	DE
image1.png




